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Entwurf zur Änderung des Asylgesetzes und des Bundesgesetzes über die Auslände
rinnen und Ausländer in Bezug auf den Ersatz von Nichteintretensentscheiden 

Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

Sehr geehrte Damen und Herren Bundesrichter 

Im Rahmen der vom 15. Januar 2009 bis zum 15. April 2009 durchgeführten Vernehmlas
sung zum Entwurf der Revision des Asylgesetzes (AsylG; SR 142.31) und des Bundesge
setzes über die Ausländerinnen und Ausländer (AuG; SR 142.20) wurde von verschiedenen 
Vernehmlassungsadressaten auf die unübersichtliche und schwer verständliche Systematik 
der Nichteintretenstatbestände mit den dazugehörenden Ausnahmebestimmungen hinge
wiesen. Es wurde vorgeschlagen, anstelle des Nichteintretensverfahrens grundsätzlich ein 
beschleunigtes materielles Verfahren vorzusehen. Dieses Anliegen ist nicht neu und wurde 
in den vergangenen Jahren immer wieder diskutiert, jedoch aus folgendem Grund nicht wei
terverfolgt: 

Aufgrund des am 1. April 2004 in Kraft getretenen Entlastungsprogramms 2003 (EP03) wur
de eine neue Regelung eingeführt, wonach Personen mit einem rechtskräftigen Nichteintre
tensentscheid (NEE) von der Sozialhilfe ausgeschlossen werden und bei Bedarf nur noch 
Nothilfe erhalten (Sozialhilfestopp). Demgegenüber erhielten Personen mit einem rechtskräf
tig abgelehnten materiellen Asylentscheid weiterhin Sozialhilfe. Eine Überarbeitung der Sys
tematik der Nichteintretenstatbestände wäre mit dieser besonderen Regelung der Sozial-
und Nothilfe bei NEE nicht vereinbar gewesen; Seit dem 1. Januar 2008 gilt der Sozialhilfe
stopp nun auch für Personen mit einem rechtskräftig abgelehnten materiellen Asylentscheid. 
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Damit ist einer der wesentlichsten Unterschiede zwischen Nichteintretensverfahren und ma
teriellen Verfahren weggefallen. 

Das AsylG enthält zahlreiche Nichteintretenstatbestände, von denen eine präventive Wir
kung bezüglich der Einreichung von offensichtlich unbegründeten Asylgesuchen erwartet 
wurde. Diese Wirkung ist jedoch nicht im erwarteten Umfang eingetreten. 

Hinzu kommt, dass das Bundesamt für Migration (BFM) bei vielen Nichteintretenstatbestän-
den vorfrageweise prüfen muss, ob Hinweise auf eine asylrelevante Verfolgung voriiegen. 
Auch ist in jedem Fall zu prüfen, ob die Wegweisung nach einem NEE tatsächlich möglich, 
zulässig und zumutbar ist. Dadurch ergeben sich immer wieder teilweise komplizierte Verfah
rensfragen auch vor dem Bundesvenwaltungsgericht (BVGer) und der Abklärungsaufwand ist 
mindestens gleich gross wie bei einem materiellen Asylverfahren. 

Angesichts dieser Ausgangslage ist eine Anpassung und Vereinfachung des bestehenden 
Nichteintretensverfahrens gerechtfertigt. Das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement 
(EJPD) hat am 24. August 2009 eine Expertenkommission mit Vertretern der Kantone, Ge
richtsbehörden, Hilfswerke, Lehre und Forschung sowie der Bundesverwaltung eingesetzt, 
welche den Auftrag hatte, die Auswirkungen des geltenden Nichteintretensverfahrens zu 
überprüfen und Verbesserungsvorschläge auszuarbeiten. Die Expertenkommission hat einen 
Vorschlag ausgearbeitet, der die geltenden Veri'ahrensbestimmungen im Asylbereich unter 
Wahrung des Verfassungs- und Völkerrechts wesentlich vereinfacht und damit auch die Ab
läufe im Asylverfahren - einschliesslich des Beschwerdeverfahrens - effizienter gestaltet. 

In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Gesetzesentwurf sowie den eriäuternden Bericht. 
Zusätzliche Exemplare können unter http://www.bfm.admin.ch/bfm/de/home/aktuell.html, 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html oder beim Bundesamt für Migration, Stabsbe
reich Recht, Sekretariat, 3003 Bern-Wabern, bezogen werden. 

Wir ersuchen Sie, Ihre schriftliche Stellungnahme bis zum 22. März 2010 an das Bundesamt 
für Migration, Stabsbereich Recht, Sekretariat, Frau Gabriela Roth, einzureichen. 

Sie erieichtern den zuständigen Personen die Verarbeitung und Auswertung Ihrer Stellung
nahme wesentlich, wenn Sie diese auch per E-Mail an folgende Adresse senden: 

Gabriela.Roth(S)bfm.admin.ch 

Für Ihre wertvolle Mitarbeit danken wir Ihnen im Voraus bestens. 

WA?)¿ ô^ù/o.cr-A'^'^^' 

Eveline Widmer-Schlumpf 
Bundesrätin 

Beilagen: 
- Gesetzesentwurf und ehäuternder Bericht 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten 
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